
Auszug aus dem Protokoll
des Regierungsrates des Kantons Zürich

Sitzung vom 20. November 2013

1308. Änderung der Energieverordnung: Umsetzung 
der parlamentarischen Initiative 12.400 auf Verordnungsstufe 
(Anhörung)

Mit Schreiben vom 7. Oktober 2013 hat das Bundesamt für Energie einen
Entwurf für eine Änderung der Energieverordnung vom 7. Dezember
1998 (E-EnV; SR 730.01) zur Anhörung unterbreitet. Diese Anpassun-
gen auf Verordnungsstufe wurden notwendig, nachdem zur Umsetzung
der parlamentarischen Initiative 12.400 betreffend «Freigabe der Inves-
titionen in erneuerbare Energien ohne Bestrafung der Grossverbrau-
cher» das Energiegesetz vom 26. Juni 1998 (EnG, SR 730.0) geändert
worden ist. Mit Schreiben vom 7. November 2012 (RRB Nr. 1129/2012)
an die Kommission für Umwelt, Raumplanung und Energie des National-
rates stimmte der Regierungsrat im Wesentlichen den vorgeschlagenen
Änderungen des Energiegesetzes zu. Insbesondere war er mit der vor-
gesehenen Entlastung der stromintensiven Unternehmen einverstanden,
weil damit die Wettbewerbsfähigkeit im Vergleich mit dem Ausland er-
halten werden kann. Er forderte diesbezüglich jedoch, dass die Verbes-
serung der Energieeffizienz zusätzlich zu den Massnahmen der bereits
bestehenden Vereinbarungen mit dem Bund oder den Kantonen erfolgt.
Damit sollte eine doppelte Anrechnung von Energieeffizienzmassnahmen
vermieden werden. Im Energiegesetz und im nun vorliegenden Entwurf
für eine Änderung der Energieverordnung ist diese Forderung nicht auf-
genommen worden. Anlässlich dieser Anhörung ist daher darauf noch
einmal Bezug zu nehmen.

Auf Antrag der Baudirektion

b e s c h l i e s s t  d e r  R e g i e r u n g s r a t :

I. Schreiben an das Eidgenössische Departement für Umwelt, Verkehr,
Energie und Kommunikation (Zustelladresse: Bundesamt für Energie,
Abteilung Energieeffizienz und erneuerbare Energien, 3003 Bern):

Wir danken für die Einladung vom 7. Oktober 2013, zum Entwurf für
eine Änderung der Energieverordnung vom 7. Dezember 1998 (E-EnV;
SR 730.01) zur Umsetzung der parlamentarischen Initiative 12.400 betref-
fend «Freigabe der Investitionen in erneuerbare Energien ohne Bestra-
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fung der Grossverbraucher» auf Verordnungsstufe Stellung zu nehmen.
In unserem Schreiben vom 7. November 2012 an die Kommission für
Umwelt, Raumplanung und Energie des Nationalrates stimmten wir im
Wesentlichen den aufgrund dieser parlamentarischen Initiative vorge-
schlagenen Änderungen des Energiegesetzes zu. Insbesondere waren wir
mit der vorgesehenen Entlastung der stromintensiven Unternehmen
(Grossverbraucher) einverstanden, weil damit die Wettbewerbsfähig-
keit im Vergleich mit dem Ausland erhalten werden kann. Wir forderten
diesbezüglich jedoch, dass die Verbesserung der Energieeffizienz zusätz-
lich zu den Massnahmen der bereits bestehenden Vereinbarungen mit
dem Bund oder den Kantonen erfolgt. Dieses Anliegen wurde bei der
Revision des Energiegesetzes nicht berücksichtigt.

Bedingung für die Rückerstattung des Zuschlags auf die Übertragungs-
kosten der Hochspannungsnetze (Zuschlag) ist für Grossverbraucher
der Abschluss einer Zielvereinbarung mit dem Bund (Art. 3m E-EnV).
Wir legen Wert darauf, dass der Bund beim Abschluss einer solchen
Zielvereinbarung berücksichtigt, dass Grossverbraucher häufig bereits
mit dem Kanton eine Vereinbarung zur Steigerung der Energieeffizienz
gestützt auf die Mustervorschriften der Kantone im Energiebereich
(MuKEn) abgeschlossen haben. In den meisten Fällen haben solche
Grossverbraucher auch noch mit dem Bundesamt für Umwelt (BAFU)
eine weitere Vereinbarung zur Befreiung von der CO2-Abgabe gemäss
Art. 31 Abs. 1 Bst. b des CO2-Gesetzes vom 23. Dezember 2011 (SR 641.
71) abgeschlossen. Mit dem Abschluss einer kantonalen Vereinbarung
über die Entwicklung der Energieeffizienz gemäss MuKEn wird ein
Grossverbraucher von der Einhaltung verschiedener Einzelvorschriften
befreit. Über die Vereinbarung mit dem Bund gemäss CO2-Gesetz wird
er zudem von der CO2-Abgabe befreit. Aufgrund dieser Ausgangslage
fordern wir, dass die neu vorgeschlagene Zielvereinbarung mit dem Bun-
desamt für Energie (BFE) betreffend Rückerstattung des Zuschlags
zwingend mit den anderen beiden Vereinbarungen koordiniert wird. Bei
einer fehlenden Abstimmung besteht die Gefahr, dass Energieeffizienz-
massnahmen doppelt angerechnet werden. Eine Koordination ist aber
auch aus administrativen Gründen für die Unternehmen sinnvoll. Die
erwähnten Vereinbarungen nach den MuKEn und dem CO2-Gesetz
können in eine sogenannte «Universalzielvereinbarung» zusammenge-
fasst werden, damit für die Grossverbraucher nur noch eine Ansprech-
stelle besteht. Der vorgelegte Entwurf für eine Änderung der Energie-
verordnung lässt dieses bewährte System unberücksichtigt. Eine Folge
davon ist ein administrativer Mehraufwand bei den Grossverbrau-
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chern, der künftig nicht nur einmalig bei der Zielvereinbarung anfällt,
sondern wiederkehrend auch bei der jährlichen Berichterstattung. Wir
stellen folgende Anträge:
– In Art. 3m E-EnV ist festzuhalten, dass die Zielvereinbarung von Gross-

verbrauchern mit dem BFE betreffend Rückerstattung des Zuschlags
auf die bestehenden Zielvereinbarungen mit den Kantonen so abzu-
stimmen ist, dass keine doppelte Anrechnung von Effizienzmassnah-
men entsteht.

– Art. 3n E-EnV ist in dem Sinne zu ergänzen, dass die jährliche Be-
richterstattung über die Vereinbarung mit dem BFE betreffend Rück-
erstattung des Zuschlags auf die bestehenden Zielvereinbarungen mit
den Kantonen abzustimmen ist.
Im erläuternden Bericht zur Revision der Energieverordnung wird

ausgeführt, dass die Energieträger mit einem Gewichtungsfaktor (Primär-
energiefaktor) auf eine gewichtete Energieeffizienz umgerechnet werden
müssen, damit sie miteinander verglichen werden können. Zwischen der
Konferenz der Kantonalen Energiedirektoren (EnDK) und dem BFE
wurden am 1. Mai 2009 sogenannte «Nationale Gewichtungsfaktoren»
vereinbart, die – im Unterschied zu den Primärenergiefaktoren – die
nationale und kantonale Energiepolitik widerspiegeln. Wir verlangen,
dass diese vereinbarten «nationalen Gewichtungsfaktoren» beibehalten
werden und dies im Entwurf für eine Änderung der Energieverordnung
ausdrücklich festgehalten wird. Für die Grossverbraucher ergäbe sich
eine unverhältnismässige administrative Belastung, wenn für verschie-
dene Vereinbarungen im Energiebereich unterschiedliche Gewichtungs-
faktoren angewendet würden. Zudem werden die Primärenergiefakto-
ren regelmässig überarbeitet. Deren Verwendung würde daher auch die
Planungssicherheit für die Betriebe gefährden. Aus diesen Gründen stel-
len wir den Antrag, dass Art. 3m Abs. 3 erster Satz E-EnV wie folgt an-
zupassen ist: «Die Zielvereinbarung legt für jedes umfasste Berichtsjahr
unter Anwendung der zwischen Bund und Kantonen vereinbarten natio-
nalen Gewichtungsfaktoren ein Energieeffizienzziel fest.»

Der Entwurf für eine Änderung der Energieverordnung gibt Anlass
zur Befürchtung, dass der administrative Aufwand der zur Rückerstat-
tung des Zuschlags berechtigten Unternehmen erheblich sein wird. Die
Abläufe wirken aufwendig und schwerfällig. So wird z.B. im erläuternden
Bericht festgehalten, dass «sämtliche relevanten Betriebsstätten einer
Endverbraucherin oder eines Endverbrauchers» in die Zielvereinbarung
mit dem BFE mit eingeschlossen sein müssen. Dies ist nicht eindeutig
bestimmt, beispielsweise bei Firmen mit vielen Filialen und Tochterge-
sellschaften. Deshalb ist der in der Botschaft erwähnte Begriff «relevante
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Betriebsstätte einer Endverbraucherin oder eines Endverbrauchers»
im Entwurf für eine Änderung der Energieverordnung genauer auszu-
führen. Weiter wird mit Art. 3n Abs. 3 E-EnV dem BFE eine umfassende
Kompetenz zur Erhebung weiterer Angaben übertragen. Auch dies ist
abzulehnen. Stattdessen sollen sämtliche einzureichenden Angaben ab-
schliessend in Abs. 2 dieser Bestimmung geregelt werden. Um die admi-
nistrative Belastung der Unternehmen in Grenzen zu halten, stellen wir
daher folgende Anträge:
– Der Begriff «relevante Betriebsstätte eines Endverbrauchers» ist in der

Verordnung auszuführen.
– Art. 3n Abs. 3 E-EnV ist zu streichen.
– Die Fristen und Laufzeiten, die sich teilweise auf Geschäfts- bzw.

 Kalenderjahre beziehen, sind einheitlich nur auf Geschäftsjahre aus-
zulegen.

II. Mitteilung an die Mitglieder des Regierungsrates sowie an die Bau-
direktion.

Vor dem Regierungsrat
Der Staatsschreiber:

Husi


